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der Erlaß von Verbindlichkeiten an den Staats
haushalt auf Grund früherer Übernahme von ört
lichen Landwirtschaftsbetrieben oder sonstigen 
freien Flächen durch landwirtschaftliche Produk
tionsgenossenschaften,
die Streichung von Zinsen für langfristige und 
überfällige Kredite,
die Stundung der Rückzahlung der Jahresraten bei 
langfristigen Krediten für 1958, 
die Gewährung von Wirtschaftsbeihilfen für noch 
wirtschaftsschwache landwirtschaftliche Produk
tionsgenossenschaften,

e) die durch die Staatliche Plankommission bis zum 
30. Juni 1958 beschlossenen Änderungen des Volks
wirtschaftsplanes und die von den Wirtschaftsräten 
bei den Räten der Bezirke oder Plankommissionen 
bei den Räten der Kreise beschlossenen Änderun
gen des Volkswirtschaftsplanes.

(4) In die Ergänzungen zu den Finanzplänen bzw. in 
die neuen Finanzpläne sind mit einzuarbeiten die Än
derungen von Preisen, Staatseinnahmen und Güter
beförderungstarifen, die nach dem 1. Januar 1957 oder 
ab 1. Januar 1958 in Kraft getreten sind und bisher 
bereits nach der Anweisung Nr. 7/58* des Ministeriums 
der Finanzen vom 31. Januar 1958 in einer Anlage zum 
Finanzplan darzustellen waren. Die Auswirkungen der 
Veränderungen von Güterbeförderungstarifen sind nur 
in der Höhe in die Ergänzung aufzunehmen, wie sie 
entsprechend der Anweisung Nr. 22* des Ministeriums 
der Finanzen vom 13. Juni 1958 über die Planung und 
Abrechnung von Mehrfrachtkosten infolge Änderung 
der Güterbeförderungstarife in den Betrieben der volks
eigenen Wirtschaft gewährt werden dürfen. Bei der 
Darstellung der Preisveränderungen gemäß Anlage zur 
Anweisung Nr. 7/58 sind zu hoch eingeschätzte negative 
Auswirkungen auf das Betriebsergebnis und die Pro
duktions-, Dienstleistungs-, Handels- und Verbrauchs
abgaben nach der Kenntnis der Abrechnung per 31. Mai 
1958 und der realen Einschätzung bis Jahresende zu 
korrigieren.

.§ 3
Bei der Aufstellung der neuen Haushaltspläne ist 

ferner zu berücksichtigen:
a) Die staatlichen Einrichtungen und Maßnahmen, die 

auf Grund des Gesetzes vom 11. Februar 1958 
einem anderen Organ der staatlichen Verwaltung 
einschließlich WB und Handelskontore zugeord
net bzw. übertragen wurden, sind bei der Auf
stellung des neuen Haushaltsplanes in dem Haus
halt des Organs zu planen, dem sie jetzt zugeord
net sind. Ein Sonderfinanzausgleich für diese 
Zwecke findet nicht mehr statt. In gleicher Weise 
ist zu verfahren, wenn die Unterstellung von Ein
richtungen und Betrieben vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes vom 11. Februar 1958 verändert wor
den ist und bisher Sonderfinanzausgleich durch
geführt iXrurde. Für die Planung der Mittel der 
betrieblichen Berufsausbildung, Standardisierung, 
Forschung, Vorplanung, Projektierung und In
vestitionen gelten die Buchstaben b und c;

b) Die Betriebe der bisher zentralgeleiteten volks
eigenen Wirtschaft, die auf Grund des Gesetzes 
vom 11. Februar 1958 bis zum 1. Juli 1958 den ört
lichen Organen unterstellt wurden, sind auch 
weiterhin im Haushalt der Republik zu planen.

■ • Die Anweisung wurde allen betreffenden Organen dure* 
Vlas Ministerium der Finanzen zugestellt.

Die jetzt zuständigen örtlichen Organe sind für 
die Aufstellung und Einreichung der Ergänzungen 
zu den Finanzplänen bzw. der neuen Finanzpläne 
verantwortlich.

c) Die Betriebe der bezirksgeleiteten und örtlichen 
volkseigenen Wirtschaft, die bis zum 1. Juli 1958 
einer WB, einem Ministerium oder einem anderen 
zentralen Organ der staatlichen Verwaltung unter
stellt wurden, sind im Haushalt des bisher zu
ständigen örtlichen Organs zu planen. Verantwort
lich für die Aufstellung und Einreichung der Er
gänzungen zu den Finanzplänen bzw. der neuen 
Finanzpläne dieser Betriebe sind die jetzt zustän
digen Organe der staatlichen Verwaltung ein
schließlich WB und Handelskontore. Soweit Be
triebe der volkseigenen bezirksgeleiteten bzw. ört
lichen Wirtschaft nur einem anderen ört
lichen Organ unterstellt wurden, entscheiden die 
Räte der Bezirke, Abteilung Finanzen, in welchem 
Haushalt die Betriebe geplant werden.

§ 4
(1) Bei der Aufstellung der neuen Haushalts- und 

Finanzpläne bzw. der Ergänzungen zu den Finanzplänen 
für das Jahr 1958 und für die Prüfung der Planvor
schläge bzw. Planergänzungen gilt die Ordnung der 
Planung des Staatshaushalts**, soweit^ in dieser 
Anordnung nichts anderes bestimmt ist. Der Plan der 
Aufgabenbereiche und Kapitel und der Plan der Einzel
pläne und Kapitel, der auf Grund der erfolgten Struk
turänderungen überarbeitet und vom Ministerium der 
Finanzen neu herausgegeben wurde, ist bei der Planung 
zugrunde zu legen.

(2) Die finanziellen Auswirkungen, die sich in den 
Haushaltsplänen infolge der Änderung des Unter
stellungsverhältnisses von Einrichtungen und Maß
nahmen auf Grund des Gesetzes vom 11. Februar 1958 
ergeben haben, sind in das betreffende Kapitel einzu
arbeiten. Außerdem sind diese Veränderungen auf Vor
druck 203 — Plan der Positionen — unter der Gesamt
summe des jeweiligen Aufgabenbereiches pro Kapitel 
nachrichtlich auszuweisen.

§ 5
(1) Die Räte der Kreise, Abteilung Finanzen, stellen 

neue Pläne für die Staatseinnahmen und Steuern auf. 
Sie stützen sich bei der Berechnung des Aufkommens 
an Staatseinnahmen auf die Planvorschläge der Be
triebe, die sie nach Überprüfung zu bestätigen haben; 
Bei der Berechnung der Verbrauchsabgaben, die nach 
Inkrafttreten des Gesetzes vom 28. Mai 1958 über die 
Abschaffung der Lebensmittelkarten in Wegfall 
kommen, ist nur das effektive Aufkommen bis zum 
31. Mai 1958 zuzüglich noch vorhandener Rückstände 
als Plansoll aufzunehmen.

(2) Bei der Berechnung des Aufkommens an Steuern 
aus den Betrieben der Genossenschaften und der 
privaten Wirtschaft ist zu berücksichtigen, daß sich bei 
diesen Betrieben die Kosten, das Betriebsergebnis, die 
wertmäßige Höhe der Produktion bzw. des Umsatzes 
und teilweise auch die Steuersätze ändern.

(3) Die Räte der Kreise, Abteilung Finanzen, reichen 
zusammen mit dem neuen Steuerplan ^nachrichtlich 
Planvorschläge für die nach der Anordnung vom 28. Mai

•• Die Ordnung der Planung des Staatshaushalts wurde allen 
betreffenden Organen durch das Ministerium der Finanzen zu
gestellt.


